EAP 004-1/27/01-2002 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 14. Februar 2002 einberufenen 

27. Sitzung der Gemeindevertretung am 22. Februar 2002 um 16.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Schwaiger, GV Johann Riedl;
Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Dorothea Aberger, GV Franz Ortner, GV Ing. Helmut Aschenberger;

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Herbert Größinger, GR Ing. Matthias Thalhamer, GV Ing. Bernhard Joham, GV Johann Kaindl;

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich; 
Nicht anwesend: GV Horst Göttlich, GV Maria Paar, GV Mag. Hilgedard Eisl, GV Johann Sommerer – alle entschuldigt;

Schriftführer: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:
1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Bericht und Anträge des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften – Beratung und Beschluss;

4. Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – Rupert Langer – Beratung und Beschluss;

5. Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – R. u. E. Elixhauser – Beratung u. Beschluss;

6. Umbau Hauptschule – Planung und Einreichung – Beratung und Beschluss;

7. Seefreibad – Verpachtung Strandbadbüfett - Beratung und Beschluss;

8. Bericht und Anträge der Arbeitsgruppe für einen Veranstaltungssaal – Beratung und Beschluss;

9. Gemeindeverband Seniorenwohnhaus Neumarkt – Satzungsänderung – Beratung u. Beschluss;

10. Allfälliges.

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der 
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge.

zu. 3.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften – Beratung und Beschluss;

In der Ausschusssitzung am 22. Jänner 2002 wurde folgende Tagesordnung behandelt und beraten:

1) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2) Raumordnungsangelegenheiten – Beratung mit Ortsplaner D.I. Poppinger:

· Einzelbewilligung Langer - Berg

· Einzelbewilligung Elixhauser - Enzing

· Flächenwidmungsplanänderung Ebner – Fenning

· Flächenwidmungsplanänderung Wolf - Postberg

· Gewerbewidmung Grabner - Hopfgarten

3) Sanierung Aussegnungshalle mit Vorplatz – Beratung;

4) Allfälliges;

Erledigung:
zu 1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Rupert Eder eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 2.) Raumordnungsangelegenheiten – Beratung mit Ortsplaner D.I. Poppinger:

· Einzelbewilligung Langer – Berg
Der  Bürgermeister erläutert, dass das „Alte Bauernhaus Langer“ unter Denkmalschutz gestellt wurde und dass ein Einzelbewilligungsansuchen zur Umnutzung in ein nichtlandwirtschaftliches Wohnhaus bei der Gemeinde eingebracht wurde. Es wurde innerhalb der Kundmachungsfrist kein Einwand eingebracht. Es liegt allerdings ein Schreiben des Nachbarn Wuppinger vor, in dem auf diverse Bedenken hingewiesen wird. 
Dipl. Ing. Poppinger erläutert zu dieser Nutzungsänderung die wesentlichen Inhalte des Räumlichen Entwicklungskonzeptes. In seinem Gutachten kommt er zu Schluss, dass das Vorhaben nicht dem REK widerspricht.
Dem Ausschuss wird der Einreichplan vorgelegt und erläutert. Das Wohnhaus soll saniert werden und Teile des Heubergeraumes werden für eine Wohnnutzung umgebaut.
Es werden grundsätzliche Probleme besprochen, die sich bei Umwidmungen von alten landwirtschaftlichen Gebäuden im Grünland ergeben. 
GR Ing. Matthias Thalhamer sagt, dass er gegen Wohnnutzungen in einem derartigen Größenausmaß im Grünland ist. Er kann sich vorstellen, dass der bisherige Wohnteil als solches weiter verwendet wird. Auch andere Ausschussmitglieder schließen sich dieser Meinung an.
Hinsichtlich der Abwasserbeseitigung wird dem Ausschuss mitgeteilt, dass bei der BH ein Abwasserprojekt zur wasserrechtlichen Bewilligung eingereicht wurde.


· Einzelbewilligung Elixhauser – Enzing
Der Bürgermeister legt die eingereichten Pläne vor und erklärt diese dem Ausschuss. Beabsichtigt ist die Errichtung eines Stalles zur Haltung von Kleintieren. Der Raumplaner 
Dipl. Ing. Poppinger erläutert, dass dieses Vorhaben dem REK nicht widerspricht, weil sich das Stallgebäude auch innerhalb von landwirtschaftlichen Flächen befindet. 
· Flächenwidmungsplanänderung Ebner – Fenning
Die Ehegatten Paul und Walpurga Ebner beantragen für eine Teilfläche der Pz. 3320/1, KG. Henndorf, im Ausmaß von ca. 800 m², eine Baulandwidmung. Der Bürgermeister und der Raumplaner erläutern, dass die Umwidmung im Einklang mit der REK steht.
Der Ausschuss befürwortet einstimmig die Einleitung des FWP - Änderungsverfahrens. 
· Flächenwidmungsplanänderung Wolf - Postberg
Der Raumplaner erklärt, dass im Bereich Postberg eine REK-Änderung erfolgte und daher ein neuer Antrag für eine Baulandausweisung für die Grundstücke 2121/2 und 2120, durch den RA Dr. Wittek-Jochums als Vertreter von Frau Wolf, eingebracht wurde. Im Rahmen der Überarbeitung des letzten FWP wurde das Ansuchen bereits abgelehnt. Dipl. Ing. Poppinger überprüfte das Ansuchen neuerlich kommt darin wieder zu einem negativen Ergebnis. Der Ausschuss schließt sich dem Gutachten des Raumplaners an, und beschließt einstimmig, dass kein Verfahren zur Änderung des REK bzw. FWP eingeleitet werden soll.

· Gewerbewidmung Grabner – Hopfgarten
Die Ausweisung des Wasserschutzgebietes wird durch die Wasserrechtsbehörde des Landes überprüft. Nach Vorliegen einer Entscheidung können die Gewerbegebietswidmungen in diesem Bereich weiterverfolgt werden. 
zu 3.)
Sanierung Aussegnungshalle mit Vorplatz – Beratung:

Der Bürgermeister legt hinsichtlich der Gesamtsanierung der Aussegnungshalle einen Vorschlag des Architekten Sieberer vor. Bei der Aussegnungshalle sind keine wesentlichen Änderungen vorgesehen. Die vorgesehenen Pflasterungen des Vorplatzes werden diskutiert.

Der Ausschuss kommt zum Entschluss, dass die Aussegnungshalle wie vorgeschlagen saniert werden soll. Der Pflasterungsvorschlag soll überarbeitet und die Pflasterungsflächen vermindert werden.


zu 4.) 
Allfälliges:

Der Bürgermeister führt aus, dass Frau Kascerik in der Moosstraße ihr Wohnhaus erweitern will. Im Bebauungsplan Bulacher ist für diesen Bereich eine Geschossfläche von 0,35 festgelegt. Die geplante Erweiterung würde allerdings eine Geschossfläche von 0,40 erfordern. Der Bebauungsplan wäre daher zu ändern.
Der Ausschuss kommt zum Entschluss, dass der Bebauungsplan zu einem späteren Zeitpunkt im größeren Umfang überarbeitet werden soll.

GR Ing. Matthias Thalhamer fragt an, wie weit die Verhandlung hinsichtlich der Straße von der Sagmühle bis Enzing abgeschlossen ist. Der Bürgermeister führt aus, dass außer der Familie Ellenhuber alle betroffenen Grundeigentümer einverstanden sind. Die Planungen für den Ufersammler Nord werden durch Dipl. Ing. Steinbacher ausgeführt. Sollte sich ergeben, dass Leitungen in dieser Straße verlegt werden müssen, wird die Straßensanierung zurückgestellt.

GR Herbert Thalhamer fragt an, ob die Grenzfestlegung Ellenhuber im Peterbauerweg abgeschlossen ist. Der Bürgermeister teilt mit, dass dies erledigt ist.

Der Bericht des Ausschussobmannes, Bürgermeister Eder, wurde zur Kenntnis genommen. 

zu 4.)

Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – Rupert Langer – Beratung und Beschluss:

Herr Rupert Langer hat für das ehemalige Bauernhaus in Berg 17 um Einzelbewilligung zur Umwidmung eines landwirtschaftlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäudes in ein Wohnhaus angesucht. Es ist dabei geplant, das bisherige Wohnhaus, sowie einen Teil des bisherigen Heulagers für Wohnzwecke zu nutzen (siehe auch obiges Protokoll des Bauausschusses).

Das Objekt steht in der Zwischenzeit unter Denkmalschutz.

Für das Vorhaben wurde ein Raumordnungsgutachten von DI Poppinger eingeholt, das sich auf Grund der Unterschutzstellung grundsätzlich positiv für das Vorhaben ausspricht. Das Gutachten, sowie die Bescheide des Bundesdenkmalamtes lagen den Fraktionsführern in Kopie bei. In die näheren Planunterlagen konnte am Gemeindeamt jederzeit Einsicht genommen werden.

Bürgermeister Eder erläutert nochmals die Sachlage. Er verliest das Schreiben des Anrainers Wuppinger, in dem er seine Bedenken äußert. Außerdem liegt eine Mitteilung vom Einschreiter vor, in der er die Umwidmung für das Wirtschaftsgebäude zurück zieht und nur mehr für das Wohngebäude beantragt.

GR Ing. Mathias Thalhamer sagt dazu, dass er es positiv findet, dass die Einzelbewilligung nur mehr für das Wohngebäude erfolgen soll. Zum Gutachten des D.I. Poppinger erwähnt er, dass die Erweiterung der Bergsiedlung nicht diesen Bereich betrifft. Man sollte einer Umwidmung zustimmen, da ansonsten das Gebäude verfällt. Er fragt auch, was mit dem neuen landwirtschaftlichen Gebäude geschieht, da es bis jetzt noch nicht landwirtschaftlich genützt wird. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass für jede nichtlandwirtschaftliche Nutzung eine Einzelbewilligung erforderlich ist. 

Vizebgm. Seidl schließt sich der Meinung von GR Ing. Thalhamer an, dass es positiv ist, dass der Antrag für die Umwidmung des landwirtschaftlichen Gebäudes zurückgezogen wurde. Allerdings glaubt er, dass es eine Menge Leute gibt, die so etwas mit der jetzt bestehenden Nutzung kaufen würden. Er spricht sich gegen diese Umwidmung aus. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger sagt ebenfalls, dass diese Zurückziehung positiv ist. Er ist der Meinung, dass dies noch eine zeitgerechte Einsicht des Einschreiters darstellt. Eine Änderung der Nutzung ergibt natürlich Probleme. Es werden durch die nichtlandwirtschaftliche Nutzung sicherlich Schwierigkeiten entstehen. Diese Bedenken sollten dem Einschreiter noch klar gelegt werden. Er spricht sich mit seiner Fraktion für die Nutzungsänderung des Wohngebäudes aus. Er findet es unverständlich, dass das Bundesdenkmalamt dem Ausbau des Heubodens zustimmt. 

GV Weyrich sagt, dass diese Bedenken alle schon im Bauausschuss geäußert wurden. Da sich die Nutzungsänderung nur mehr auf das Wohngebäude beschränkt, sind die ärgsten Bedenken aus dem Weg geräumt. Er stimmt der Nutzungsänderung des Wohngebäudes zu.

GV Ing. Aschenberger äußert ebenfalls starke Bedenken, vor allem über die Gutachten des Bundesdenkmalamtes. Er sagt, dass lt. seiner beruflichen Erfahrung das Bundesdenkmal extrem hart entscheidet, aber bei diesem Gebäude erscheint das nicht so, da sogar die Fassade geändert werden soll. 

Bürgermeister Eder erörtert, dass dazu eine Detailplanung durch das Bundesdenkmalamt gefordert wird. 

GR Herbert Thalhammer kommt nochmals auf die Rücknahme des Bauvolumens zu sprechen. Er möchte wissen, was nun mit der Tenne und dem Heuboden geschieht. 

Bürgermeister Eder erklärt nochmals, dass der Umbau nur mehr den Hausstock betrifft. 

GR Herbert Thalhammer äußert Bedenken, dass der Stall und das landw. Gebäude verfällt. 

GR Theresia Fletschberger sagt grundsätzlich dazu, dass die Gemeinde auch die Pflicht hat auf den benachbarten Betrieb zu achten. Es wird sich wahrscheinlich auch durch andere Bewirtschaftungsformen in diesen Bereichen einiges ändern. Gebäude die leer stehen, sollen auch dementsprechend genutzt werden können. Wenn mit diesem Gebäude nicht bald etwas geschieht, dann verfällt es. Es muss auf alle Fälle darauf geachtet werden, in welcher Form die Nutzung geändert wird. Sie erläutert noch das Raumordnungsgesetz, dem zufolge ein altes Gebäude einer anderen Nutzung, durch eine Einzelbewilligung, zugeführt werden kann, wenn ein neues Gebäude gebaut wird. Durch die Unterschutzstellung durch das Bundesdenkmalamt hat sich natürlich wieder eine andere Situation ergeben. Allerdings die Garantie für den Nachbarn kann man nicht geben. 

Herr Vizebgm. Seidl sagt, dass man sich mit dem ursprünglichen Plan befasst hat. Man soll neue Pläne abwarten und erst dann über diese Nutzungsänderung abstimmen. 

Bürgermeister Eder erläutert nochmals den vorliegenden Plan des Wohnhauses. 

GV Düh fragt, ob die Fassade genehmigt ist. 

Die Gestaltung der Fassade entscheidet, lt. den Ausführungen des Bürgermeisters, das Bundesdenkmalamt. 

GV Riedl sagt, man muss unterscheiden zwischen den Aufgaben des Bundesdenkmalamtes und der Gemeindevertretung. Die Gemeindevertretung entscheidet nur über die Umwidmung durch die Einzelbewilligung. Man kann diese Entscheidung klar begrenzen. Er sieht keinen Grund, warum man dies heute nicht entscheiden soll. 

GR Ebner erörtert dazu, dass man die Maße genau festlegen kann und deshalb die Nutzungsumwidmung heute beschlossen werden könnte. 

GV Ing. Aschenberger äußert nochmals, dass ihm die Entwicklung vom Abbruchsbescheid bis zum heutigen Tag mit der Unterschutzstellung durch das Bundesdenkmalamt etwas suspekt vorkommt. 

GR Ing. Mathias Thalhamer erklärt ebenfalls, dass er in dieser Angelegenheit ein etwas ungutes Gefühl hat. Er glaubt, dass trotzdem ein neuer Plan erforderlich wäre. Ihm geht es auch darum, dass über das landwirtschaftliche Gebäude das Wohngebäude nicht aufgeschlossen werden kann. 

Bürgermeister Eder legt nochmals den Plan vor, in dem genau das Wohngebäude abgegrenzt ist und auch die genauen Maße festgelegt sind, daher sieht er keine Schwierigkeiten heute über die Sache abzustimmen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, der Einzelbewilligung gem. § 24 (3) ROG 1998 zur Umwidmung des bisherigen landwirtschaftlichen Wohngebäudes Berg 17 in ein Wohnhaus unter folgenden Voraussetzungen zuzustimmen:

· Die Umwidmung beschränkt sich ausschließlich auf das bisherige landwirtschaftliche Wohngebäude im Ausmaß von 14,85m x 9,20m.

· Die Aufschließung des Obergeschosses darf nicht über den Wirtschaftsteil erfolgen. Somit entfällt die geplante Tür zwischen Wohngebäude und Wirtschaftsteil im Obergeschoss.

· Für die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung sind genehmigte Projekte vorzulegen.

15 
Ja-Stimmen. 

1 
Gegenstimme – Vizebgm. Seidl

1 
Stimmenthaltung - GR. Herbert Thalhammer

Der Antrag wird somit angenommen. 

zu 5.)
Einzelbewilligung nach § 24 Abs. 3 ROG 1998 – R. u. E. Elixhauser – Beratung und Beschluss:
Die Ehegatten Rudolf und Ermelinde Elixhauser beabsichtigen auf ihrem Grundstück in Enzing ein Nebengebäude zu errichten, dass für die Haltung von Kleintieren, das Lagern von Futter und das Einstellen von Geräten und Werkzeugen geplant ist.

Das Raumordnungsgutachten und die wesentlichen Planunterlagen lagen den Fraktions-führern in Kopie bei.

Es sind keine Stellungnahmen der Anrainer eingelangt. 

Bürgermeister Eder erörtert den Plan. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, der Einzelbewilligung gem. § 24 Abs. 3 ROG 1998 – R. u. E. Elixhauser zur Errichtung eines Nebengebäudes, zuzustimmen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 6.)
Umbau Hauptschule – Planung und Einreichung – Beratung und Beschluss:

Bürgermeister Eder erklärt die vorliegenden Planunterlagen.

Die beabsichtigten Baumaßnahmen, Anbau eines Stiegenabganges und Umbau des Konferenzzimmers, verursachen laut Schätzung Kosten in der Höhe von ca. € 110.000, --. Es soll über die Planungsunterlagen beraten werden, auf deren Grundlage die weitere Einreichung bei den Behörden (Schulbehörde, Bezirkshauptmannschaft etc.) erfolgt.

Bürgermeister Eder erläutert den vorliegenden Plan nochmals. Die Kosten werden sich lt. Kostenschätzung auf € 135.000, -- belaufen. Im Voranschlag sind € 160.00, -- vorgesehen.

GV Ing. Aschenberger stimmt der Planung zu. Er regt an, dass eventuell noch ein Ein-richtungsplan vorgelegt wird. So könnte vielleicht der Arbeitskreis diese Planung gegenzeichnen. Er möchte auch noch auf die Rollstuhlfähigkeit hinweisen. 

Der Bürgermeister erörtert, dass der vorliegende Plan bereits von den Lehrern begutachtet und bis auf kleine Änderungswünsche zustimmend zur Kenntnis genommen wurde. Laut Frau Direktor Haimerl sollen die bestehenden Möbel wieder verwendet werden und erst dann über einen Neukauf diskutiert werden.

Bürgermeister Eder sagt, dass von D.I. Steinbacher noch die erwähnten, geringfügigen Änderungen in den Plan eingearbeitet werden müssen. GR Größinger fragt bezüglich der Statikkosten an. GV Weyrich fragt, wie genau diese Kostenschätzung ist. 

Dazu erläutert der Bürgermeister noch einige Details. 

GR Dr. Leinberger spricht sich ebenfalls positiv für die Planung aus, da der Bedarf gegeben ist. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, dem geplanten Umbau der Hauptschule, lt. dem vor-liegenden Plan und der Kostenschätzung, zuzustimmen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 7.)
Seefreibad – Verpachtung Strandbadbüfett – Beratung und Beschluss:

Die Firma F&B Company hat einen Pachtvertragsentwurf vorgelegt, in dem eine Laufzeit von 5 Jahren vorgesehen ist und die Jahrespacht € 4.360,37 (zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer) betragen würde. Dies würde eine Verringerung gegenüber dem letzten Jahr bedeuten. Die Laufzeit von fünf Jahren wird damit begründet, dass bereits getätigte und noch geplante Investitionen nur sinnvoll sind, wenn ein gewisser, gesicherter Zeithorizont für die Betriebsführung vorhanden ist.

Über den vorgelegten Pachtvertragsentwurf, der den Fraktionsführern in Kopie beilag, soll beraten werden.

Bürgermeister erörtert die Sachlage lt. der letzten Vorstandssitzung. Dort wurden einige Änderungen zum vorgelegten Entwurfes besprochen, so z. B. die Verpachtungsdauer und der Pachtzins. 

GR Dr. Leinberger sagt dazu, dass der Vertrag mit folgenden Änderungen beschlossen werden könnte:

· Vertragsdauer 2 Jahre.

· Klarstellung der Wertsicherungsklausel.

· Im Punkt 6 Abs 2 darf es nicht heißen „keine Betriebspflicht“, sondern „eine Betriebs-
pflicht“.

· Im Punkt 9 soll eine Unterverpachtung nur mit Zustimmung der Gemeinde geregelt werden.

· Der Pachtzins beträgt € 7.200,-- pro Jahr.

Vizebgm. Seidl fragt, ob der Fa. F&B die Beratungsergebnisse des Vorstandes mitgeteilt wurden. 

Dies bejaht Bürgermeister Eder. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, der Verpachtung lt. vorliegendem Entwurf mit den besprochenen Änderungen zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 8.)
Bericht und Anträge der Arbeitsgruppe für einen Veranstaltungssaal – Beratung und Beschluss:

Die Arbeitsgruppe hat am 5.2.2002 die letzte Sitzung abgehalten, wobei die Beratungsergebnisse im nachfolgenden Protokoll zu lesen sind:

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der 3. Sitzung der Arbeitsgruppe für den Veranstaltungssaal am Dienstag, 05. Februar 2002 um 19.00 Uhr im Besprechungsraum des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:

Für die Österreichische Volkspartei:

Bgm. Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs

GV Ing. Helmut Aschenberger

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:

GR Ing. Matthias Thalhamer

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf

GV Friedrich Weyrich;
Schriftführer: Gemeindeamtsleiter Johann Riedl

Erledigung:

Bürgermeister Eder begrüßt alle Anwesenden und verweist auf die bisherige Tätigkeit, insbesondere auf die Besichtigung in Kirchanschöring. Dabei wurde festgestellt, dass die Halle hauptsächlich auf Sportausübung ausgerichtet ist und die Nutzung als Veranstaltungssaal eher zweitrangig war. Grundsätzlich allerdings war die Konzeption in Ordnung, wobei bei uns vorrangig der Veranstaltungssaal wäre und die Sportausübung eingeschränkt auf gewisse Sportarten wäre (keine Seile, Sprossenwände, Stangen etc.).

Heute soll über die weitere Vorgangsweise beraten werden, um Schritt für Schritt weiter zu kommen.

Es wäre zu klären, was man will, ob der Bau mit Bauträger oder dgl. errichtet wird, welcher Standort in Frage kommt und ob die Bürgerbefragung durchgeführt werden soll. Das wären laut Bürgermeister die notwendigen Schritte, auch in der Reihenfolge. Vor einer allfälligen Bürgerbefragung ist auf alle Fälle der Standort und die Finanzierung zu klären.

Er geht von der Größe der Hauptschulturnhalle aus, wobei noch Normgrößen für den Sport zu klären sind. Die Bewirtschaftung für Veranstaltungen soll seiner Meinung nach von jedem Veranstalter selbst ausgehen. Sehr umfangreich werden durch die Mehrfachnutzung eher die Nebenräume.

Die Kombination Turnhalle und Veranstaltungssaal ist für GV Aschenberger eine neue Variante, er sieht die Auslastung in einem reinen Veranstaltungssaal aber auch als nicht gegeben an. Bei dieser Variante sind für die Größe die Normgrößen für den Sport ausschlaggebend. 

Bürgermeister Eder erläutert, dass der Schwerpunkt in Richtung Veranstaltung geht, eine gute Auslastung durch sportliche Aktivitäten ist aber sicher besser zu erreichen. Es soll keine Turnhalle werden, sondern eine Mehrzweckhalle mit unterschiedlichen Nutzungen. Es ist sicher schwierig eine gelungene Kombination zu finden, allerdings unumgänglich.

GR Ing. Thalhamer wäre dafür, dass ein fixer Teil für Veranstaltungen stehen bleiben würde und nur der Rest für sportliche Veranstaltungen zur Verfügung stehen würde. 

GV Weyrich findet die Richtung durchaus positiv, bei der jetzigen Variante sieht findet er gut, dass die Vereine Einnahmemöglichkeiten haben und die weitere Auslastung durch Sport wesentlich besser gegeben wäre. 

Einer variablen Idee will sich auch GR Ing. Thalhamer nicht verschließen.

Von der Größe her muss man in diesem Fall, wie bereits erwähnt, von den Normen für den Sportbereich Rücksicht ausgehen.

GR Dr. Leinberber sieht auch in der Auslastung durch den Sport eine gute Möglichkeit, baulich sollte es aber gelingen, auch einen Veranstaltungssaal in entsprechender Attraktivität zu errichten. Die Standortfrage sollte so bald wie möglich geklärt werden, da das äußere Erscheinungsbild und die Außengestaltung davon wesentlich abhängen. Auch eine Mehrfachnutzung der Infrastruktur, wie Parkplätze etc. ist dabei zu berücksichtigen.

GV Ing. Aschenberger ist wichtig, dass ein Raumprogramm erstellt wird. Wesentlich sind auch die Betriebskosten und der Standort. Von diesen Aspekten hängt auch die Form der Finanzierung ab, welche Art hier die beste ist, ist für die Gemeinde ein wesentlicher Faktor. Ein Maximum an Bau-substanz soll ein Minimum an Folgekosten verursachen, das ist für ihn das Wesentlichste. Unterschiedliche Varianten für eine solchen Vorgangsweise, die bereits realisiert wurden, legt er für das Altersheim Neumarkt, die Bundesschule in Seekirchen und ein sonderpädagogisches Zentrum in Hallein vor.

Nach eingehender Beratung wird folgende Vorgangsweise festgelegt:

Ein Baumanagement für Ausschreibung, Architektenwettbewerb und Projektabwicklung soll eingerichtet werden.

Das Raumprogramm, der Standort usw. muss von der Gemeinde bzw. gemeinsam mit der Gemeinde erarbeitet werden.

Wenn daraufhin ein Architektenwettbewerb erfolgt und die Finanzierungsmöglichkeiten feststehen, könnte eine Bürgerbefragung stattfinden.

Bürgermeister Eder sagt, dass sich die Standortfrage hauptsächlich bei bestehenden Freizeitein-richtungen wie Fußballplätzen, Bogensportplatz oder Strandbad konzentrieren sollte.

GR Dr. Leinberger glaubt, dass der Aspekt von GV Ing. Aschenberger von der Funktion der dörflichen Integrationsmöglichkeit nicht außer Acht zu lassen ist. Er untermauert verschiedene Aspekte, die seiner Meinung nach einen Standort bei den Fußballplätzen eher bevorzugen.

Zu den genannten Standorten werden seitens des Bürgermeisters Vorgespräche geführt.

Die Möglichkeiten einer GAF – Förderung werden eher gering gesehen, aber es wird jeder Möglichkeit nachgegangen.

Die erwähnte Vorgangsweise soll in der nächsten Gemeindevertretungssitzung fixiert werden.

Es wird das Projektmanagement bis zur Projektfindung und Finanzierung ausgeschrieben. Eingehend wird diskutiert ob und zu welchem Zeitpunkt eine Bürgerbeteiligung bzw. -befragung stattfinden soll. Über die Bürgerbeteiligung wird dann von der Gemeindevertretung entschieden, wenn das Projektteam den Standort, das Raumprogramm und die Kostenschätzung erarbeitet hat.

Für die Projektfindung und –begleitung sollen die gemeinnützigen Bauträger und einige private Büros, wie Jastrinsky, Sabfinanz, Spirk&Partner, eingeladen werden. 

GR Dr. Leinberger findet gut, dass heute der Zeitpunkt einer möglichen Bürgerbefragung festgelegt wurde.
Zusammenfassend wäre folgende Vorgangsweise für die Projektphase I geplant:

· Ausschreibung des Baumanagements für Projektphase I

· Einrichtung eines Baumanagements

· Erarbeitung des Raumprogramms

· Vorschläge von geeigneten Standorten

· Ermittlung der Errichtungs- und Betriebskosten

Nach diesen Schritten hätte die Gemeindevertretung darüber zu entscheiden, ob das Projekt weiter verfolgt werden kann und in welcher Form eine Bürgerbeteiligung erfolgt.

Über die in der obigen Arbeitsgruppensitzung erarbeiteten Vorgangsweisen wäre zu beraten und zu beschließen.

Bürgermeister Eder erörtert die gesamte Sachlage. 

GR Herbert Thalhammer erklärt sich mit der Sache einverstanden, aber wäre dafür, dass die Halle hauptsächlich für kulturelle Zwecke ausgestattet wird und nicht Hauptaugenmerk auf sportliche Veranstaltungen gelegt wird. 

Der Bürgermeister erklärt, dass dies bereits eingehend besprochen wurde. Es wurde z.B. besprochen, eine feste Bühne einzubauen. 

GV Weyrich fragt, ob uns bei der Standortsuche der geplante Partner beistehen soll. Bürgermeister Eder erörtert, dass dies grundsätzlich Sache der Gemeinde ist, aber wir brauchen Professionisten in Bezug auf Finanzierung, Verkehrserschließung etc. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, der geplanten Vorgangsweise für die Projektphase I als Grundlage für die weiteren Tätigkeiten der Arbeitsgruppe, zuzustimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 9.)
Gemeindeverband Seniorenwohnhaus Neumarkt – Satzungsänderung – Beratung und Beschluss:

Die Stadtgemeinde Neumarkt ist an uns heran getreten, um beim Gemeindeverband für das Seniorenwohnhaus in Neumarkt einer Satzungsänderung zuzustimmen. Im Gemeindeverband sind die Stimmrechte mit einer Gewichtung von 2:1 für Neumarkt festgelegt. An dieser Gewichtung soll sich nichts ändern. Es ist aber geplant, die Stimmen der Stadtgemeinde Neumarkt nicht wie bisher allein durch den Bürgermeister wahrzunehmen, sondern auf Bürgermeister und Vizebürgermeister/in aufzuteilen. Henndorfer Rechte bleiben von dieser Satzungsänderung unberührt.

Das diesbezügliche Schreiben der Stadtgemeinde Neumarkt wurde den Fraktionsführern in Kopie dem Amtsbericht beigelegt.

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, der vorliegenden Satzungsänderung zuzustimmen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 10.)
Allfälliges:

Betriebsbesichtigung Fa. Reststofftechnik am 8.3.2002 um 15.00 Uhr 

Geschlossen: 17.40 Uhr
gelesen, genehmigt und gefertigt:



Gez. Bgm. Rupert Eder






gez. Vizebgm. Walter Seidl




gez. alle anwesenden Gemeindevertretungsmitglieder 

F.d.R.d.A. 

